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In der Verwaltungsrechtssache

Frau Julia Neigel, 

rozessbevollmächti t: ZELLER & SEYFFERT Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB, 

und weitere

- Antragstellerin und Beschwerdeführerin -

  

gegen

Freistaat Sachsen, vertr. d.d. Sächsische Staatsministerium für Soziales 

und Gesellschaftlichen Zusammenhalt, Albertstraße 10, 01097 Dresden 

prozessbevollmächtigt: Rechtsanwalt Dr. Dr. Jürgen Rühmann,  

- Antragsgegner und Beschwerdegegner -

wegen 

Teilunwirksamkeit der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung vom 

05.11.2021
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nehme  ich  zu  der  Nichtzulassungsbeschwerde  der  Beschwerdeführerin  für  den 

Beschwerdegegner wie folgt Stellung:

Die Beschwerde zeigt keine Revisionszulassungsgründe auf und ist daher 

zurückzuweisen.

Die  von  der  Beschwerdeführerin  allein  als  grundsätzlich  bedeutsam  und  in  einem 

Revisionsverfahren klärungsbedürftig bezeichnete Frage,

„ob § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO im Lichte des Art. 19 Abs. 4 GG es zulässt, eine bis 
dahin  geltende  untergesetzliche  Norm  bereits  dann  als  bei  Eingang  des  
Normenkontrollantrages prozessual erledigt zu behandeln, wenn die sie vorzeitig 
ersetzende Norm nach den Feststellungen der Vorinstanz zwar formal bereits  
ausgegeben oder verkündet war, der Normtext der Öffentlichkeit aber noch nicht 
in einer Weise eröffnet war, die eine verlässliche und zumutbare Kenntnisnahme 
ihrer Außerkraftsetzungswirkung gewährleistete“

rechtfertigt  nicht  die  Zulassung  der  Revision  gegen  das  Urteil  des 

Oberverwaltungsgerichts. 

1. Zu Recht zieht die Beschwerdeführerin nicht die in Anwendung des sächsischen 

Landesrechts vom Oberverwaltungsgericht getroffene Feststellung in Zweifel, dass die 

Nachfolgenorm der hier verfahrensgegenständlichen Rechtsnorm mit dem Beginn des 

24.11.2021, dem Tag nach dem Inverkehrbringen des ersten Stücks des entsprechenden 

Sächsischen Gesetz-  und Verordnungsblatts,  in  Kraft  getreten  ist  und sie  damit  die 

Geltung  der  verfahrensgegenständlichen  Norm  beendet  hat,  bevor  der 

Normenkontrollantrag eingereicht wurde.

2. Vor  diesem  Hintergrund  zeigt  sie  keine  klärungsbedürftige  Rechtsfrage  des 

Bundesrechts auf.
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a) Dies schon deshalb, weil die von ihr behauptete Unsicherheit oder Unkenntnis 

der Öffentlichkeit über die geänderte normative Situation jedenfalls bei ihr selbst nicht 

bestanden hat, so dass es Treu und Glauben widerspricht, wenn sie sich dennoch auf eine 

solche beruft.  Wie das Oberverwaltungsgericht in seinem angegriffenen Schlussurteil 

(Rn. 60) zutreffend hervorgehoben hat, ist die Antragstellerin in ihrem Schriftsatz vom 

24.11.2021, mit dem sie den Normenkontrollantrag stellte, selbst davon ausgegangen, 

dass die hier in Rede stehende Verordnung zu diesem Zeitpunkt und damit vor der 

Antragstellung bereits außer Kraft getreten war (Seite 8 dieses Schriftsatzes, unter Punkt 

f).  Dass  sie  dort  sogar  schon den  22.11.2021  als  Zeitpunkt  dieses  Außerkrafttretens 

genannt hat, kann – da die Geltung der Norm ursprünglich bis zum 25.11.2021 befristet 

war – seinen Grund nur darin haben, dass sie bei Fertigung des Normenkontrollantrages 

bereits  in  Kenntnis  des  Inhalts  des  Sächsischen  Gesetz-  und  Verordnungsblatts  Nr. 

40/2021 war, in welchem auf S. 1232 ff. die neue Verordnung veröffentlicht wurde, wobei 

§ 23 Abs. 1 deren In-Kraft-Treten am 22.11.2021 sowie das gleichzeitige Außerkrafttreten 

der hier angegriffenen Verordnung anordnete.

b) Aber selbst wenn man nicht auf Kenntnislage der Antragstellerin abstellen wollte, 

wäre kein Revisionszulassungsgrund gegeben.

aa) Die Frage, wie es sich in Bezug auf die Zulässigkeit eines erst nach der Ablösung 

einer Verordnung gegen sie gestellten Normenkontrollantrages grundsätzlich verhält, ist 

auf  der  Grundlage der – von der Beschwerde selbst  zitierten – Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts dahingehend zu beantworten, dass diese Zulässigkeit nicht 

gegeben ist (vgl. die Fundstellen Seite 4 der Beschwerdebegründung). 

bb) Die von der Beschwerde konkret formulierte Frage, wie es sich verhält, wenn – 

wie sie für die vorliegende Situation meint feststellen zu können – der Normtext der 

neuen Verordnung „der Öffentlichkeit aber noch nicht in einer Weise eröffnet war, die 

eine  verlässliche  und  zumutbare  Kenntnisnahme  ihrer  Außerkraftsetzungswirkung 

gewährleistete“, vermag daran nichts zu ändern. Denn mit dieser Behauptung benennt 

die Beschwerdebegründung keinerlei greifbaren Zeitpunkt, bis zu dem die solchermaßen 

postulierte Übergangssituation gegeben sei. Eine solche zeitliche Begrenzung wäre auch 
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objektiv  nicht  ermittelbar.  Dies  gilt  nicht  nur  für  ursprünglich  unbefristet  erlassene 

Verordnungen, sondern auch für solche, die – wie hier die verfahrensgegenständliche – 

von vornherein zeitlich befristet wurden, selbst wenn ihre Ablösung durch eine weitere 

Verordnung sodann vor Ablauf dieser Frist erfolgt ist. Vielmehr gilt auch hier, dass sich 

die Rechtsbetroffenen die ordnungsgemäß erfolgte Verkündung einer Norm und deren 

Regelungen über das In- bzw. Außerkrafttreten dieser oder eine Vorgängernorm ab dem 

in der (neuen) Norm genannten Zeitpunkt entgegenhalten lassen müssen. Dabei ist der 

Eintritt  dieser  Wirkungen ab  dem Tag  nach der  Verkündung,  wie  hier  im Ergebnis 

geschehen, rechtsstaatlich und grundrechtlich unbedenklich.

 

Im  einen  wie  im  anderen  Fall  ist  es  die  Obliegenheit  desjenigen,  der  einen 

Normenkontrollantrag zu stellen beabsichtigt, sich aus allen, ihm oder seinem – nach § 

67 Abs. 4 VwGO erforderlichen – rechtskundigen Prozessbevollmächtigten zugänglichen 

Quellen  hinsichtlich  der  Frage  kundig  zu  machen,  ob  die  Norm  im  Zeitpunkt  der 

beabsichtigten  Antragstellung  noch  gültig  ist.  Dabei  genießt  sein  etwaiges  „blindes“ 

Vertrauen darauf, dass eine als befristet erlassene Rechtsnorm nicht vor Ablauf des in ihr 

genannten Geltungszeitraumes aufgehoben oder durch eine neue Verordnung ersetzt 

werde, ebenso wenig Schutz wie ein solches, dass eine unbefristet erlassene Verordnung 

nicht aufgehoben oder ersetzt werde. 

Für eine Art von Nachsicht, angelehnt an das Rechtsinstitut der Wiedereinsetzung in eine 

versäumte  gesetzliche  Frist,  ist  dabei  gleichfalls  kein  Raum.  Denn  hierdurch  träte 

hinsichtlich  der  Zulässigkeit  des  gegen  eine  allgemeinverbindliche  Rechtsnorm  zu 

richtenden  Rechtsbehelfs  des  Normenkontrollantrags  nach  §  47  VwGO  völlige 

Rechtsunsicherheit  ein   –  je  nach  dem  „Verschuldensgrad“  des  einzelnen 

Normbetroffenen an der nicht rechtzeitig erlangten Kenntnis ihres Außerkrafttretens (sei 

dieses schlicht oder durch Ersetzung erfolgt). Dies aber stünde im Widerspruch zum 

Charakter  einer  allgemeinverbindlichen  Rechtsnorm  und  ihrer  Verkündung  in  dem 

betreffenden „analogen“ Verkündungsblatt, dass nämlich sich alle Rechtsunterworfenen 

die  Existenz  oder  den  Fortfall  der  betreffenden  Rechtsnorm  zum  selben,  an  diese 

Verkündung  normativ  anknüpfenden  Zeitpunkt  entgegenhalten  lassen  müssen, 

gleichviel, ob sie bereits im Besitz des jeweiligen Stücks des Verkündungsblattes gewesen 

sind.
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cc) Nach alledem liegt in der vom Oberverwaltungsgericht gefundenen Auslegung 

des § 47 VwGO auch keine aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigende und daher Art. 

19  Abs.  4  S.  1  GG  verletzende  Verkürzung  des  Rechtsschutzes  der  Antragstellerin. 

Insbesondere geht der Vergleich der Beschwerdebegründung mit der Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts vom 22.11.1983 (2  BvL 25/81, BVerfGE 65, 283 ff. = juris Rn. 

37)  bereits  im  Ansatz  fehl.  Denn  dort  ging  es  um  die  nicht  in  einem  schriftlichen 

Verkündungsblatt  erfolgende  Verkündung  von  Bebauungsplänen.  Hier  dagegen  ist 

gerade  die  „klassische“,  per  zu  versendendem  Verkündungsblatt  vorzunehmende 

Verkündung normativ vorgeschrieben gewesen und ordnungsgemäß erfolgt. Nachdem 

das  Bundesverfassungsgericht  sogar  die  dort  in  Rede  stehenden  informelleren 

Verkündungsformen als für die entsprechenden Fallgestaltungen verfassungsrechtlich 

bedenkenfrei  gebilligt  hat (a.a.O.,  Rn. 36 und 38 ff.),  ergibt sich für die vorliegende 

Fallgestaltung  aus  dieser  Entscheidung  erst  recht  kein  Klärungsbedarf  in  einem 

Revisionsverfahren.

Dr. Dr. Jürgen Rühmann   
Rechtsanwalt


